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1. Instanz

Aktenzeichen S 45 SB 977/99
Datum 01.12.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 SB 9/00
Datum 31.05.2001

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 1. Dezember 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beteiligten haben einander
auÃ�ergerichtliche Kosten nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt die Feststellung des Merkzeichens â��aGâ��
(auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung) und die Anerkennung der Berechtigung zur
Benutzung des Telebus-Fahrdienstes fÃ¼r Behinderte im Land Berlin.

Bei der 1942 geborenen KlÃ¤gerin, die seit ihrem 6. Lebensjahr hochgradig
kurzsichtig ist, war es im Alter von ca. 25 Jahren zum ersten Male links zu
GlaskÃ¶rperblutungen gekommen. In der Folgezeit waren â�� besonders nach
kÃ¶rperlichen Anstrengungen â�� auf beiden Augen hÃ¤ufig Netzhaut- und
GlaskÃ¶rperblutungen aufgetreten. Durch Bescheid vom 22. August 1978 hatte das
Versorgungsamt II Berlin bei der KlÃ¤gerin

a) SehschwÃ¤che,
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b) Wirbelgleiten bei LendenwirbelkÃ¶rper 5/S 1 und

c) Zustand nach mehrfachen Unterleibsoperationen, Nierensenkungsoperationen
rechts

mit einem Grad der Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 80 v.H. festgestellt,
wobei fÃ¼r die Behinderung zu a) eine MdE von 60 v.H., fÃ¼r die zu b) von 40 v.H.
und fÃ¼r die zu c) von 20 v.H. angenommen wurde. Durch Bescheid vom 10. Mai
1984 erhÃ¶hte das Versorgungsamt I Berlin wegen einer zwischenzeitlich
eingetretenen Verschlimmerung des Augenleidens, das jetzt mit einer MdE von 70
v.H. bewertet wurde, den Grad der MdE auf 90 v.H. und erkannte der KlÃ¤gerin die
VergÃ¼nstigungsmerkmale B, G und RF zu. Nachdem der aufgrund des Gesetzes
Ã¼ber Pflegeleistungen (PflegeG) erstellte Untersuchungsbefund vom 30. Juni 1997
der AugenÃ¤rztin Dr. B eine mit einem Grad der MdE von 100 v.H. zu bewertende
hochgradige Sehbehinderung ergeben hatte, setzte das Versorgungsamt Berlin den
Grad der Behinderung (GdB) durch Bescheid vom 23. September 1997 auf 100 fest
und erkannte der KlÃ¤gerin das Merkzeichen â��Hâ�� zu; ihr wurde die Benutzung
von Verkehrsschutzzeichen empfohlen.

Im Januar 1998 stellte die KlÃ¤gerin NeufeststellungsantrÃ¤ge wegen Blindheit und
Gehbehinderung. Sie sei nicht in der Lage, mehr als 30 m zu gehen und begehre
deshalb die Feststellung der Telebus-Berechtigung. Der Beklagte zog einen Befund
des die KlÃ¤gerin behandelnden Augenarztes Dr. L vom 12. Februar 1998 sowie das
Gutachten vom 1. Dezember 1997 zur Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit des
MDK Berlin e.V. bei, in dem wegen hochgradiger Minderung des SehvermÃ¶gens,
Spondylose nach tuberkulÃ¶ser Spondylitis, Herzinsuffizienz bei koronarer
Herzkrankheit sowie Cox- und Gonarthrose PflegebedÃ¼rftigkeit in der Pflegestufe I
anerkannt wurde. In dem auf Veranlassung des Beklagten erstellten
Untersuchungsbefund vom 12. August 1998 kam die AugenÃ¤rztin Dr. T-M zu dem
Ergebnis, dass Blindheit vorliege. Daraufhin erkannte der Beklagte durch Teil-
Bescheid vom 31. August 1998 â��Blindheitâ�� anstelle von hochgradiger
Sehbehinderung als Behinderung an.

In einem Gutachten vom 7. November 1998 nach dem PflegeG kam Dr. A zu dem
Ergebnis, aus allgemeinÃ¤rztlicher Sicht liege bei der KlÃ¤gerin Hilflosigkeit im
Sinne des Â§ 1 Abs. 6 PflegeG nicht vor. Die PrÃ¼fÃ¤rztin Dr. K-K empfahl, ab
August 1998 die Blindheit im Sinne des Â§ 1 Abs. 3 PflegeG mit der Pflegestufe III
anzuerkennen.

Nach Beiziehung der Gutachten zur Feststellung der PflegebedÃ¼rftigkeit aus den
Jahren 1995 und 1996 von der AOK Berlin lehnte es der Beklagte durch Bescheid
vom 30. November 1998 ab, der KlÃ¤gerin das Merkzeichen â��Tâ�� zuzuerkennen.
Gegen diesen Bescheid legte die KlÃ¤gerin unter Vorlage eines Ã¤rztlichen Attestes
des OrthopÃ¤den Dr. M vom 18. Dezember 1998 Widerspruch ein. Sie machte
geltend, auch mit einer Begleitperson nicht mehr als 20 m laufen zu kÃ¶nnen und
nicht in der Lage zu sein, selbst in Begleitung am Ã¶ffentlichen Personenverkehr
teilzunehmen. Auf Veranlassung des Beklagten erstattete die Ã�rztin AM am 25.
Februar 1999 ein Ã¤rztliches Gutachten Ã¼ber die KlÃ¤gerin. Sie stellte
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a) Blindheit GdB 100

b) Wirbelgleiten und Bandscheibenvorfall L5/S1, Fehlhaltung und
VerschleiÃ�erscheinungen der WirbelsÃ¤ule GdB 40

c) Zustand nach mehrfachen Unterleibsoperationen, Nierensenkungsoperation GdB
20

d) koronare DurchblutungsstÃ¶rungen GdB 20

als Behinderungen fest und vertrat die Auffassung, die KlÃ¤gerin sei nicht
auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert und erfÃ¼lle nicht die Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen â��Tâ��. Daraufhin wies der Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin,
soweit sie die Zuerkennung der Nachteilsausgleiche â��aGâ�� und â��Tâ�� begehrt
hatte, durch Widerspruchsbescheid vom 25. MÃ¤rz 1999 zurÃ¼ck. Aus
â��GrÃ¼nden der VollstÃ¤ndigkeit und Klarheitâ�� wurden die Behinderungen wie
in dem Gutachten vom 25. Februar 1999 vorgeschlagen festgestellt.

Zur BegrÃ¼ndung der gegen den Widerspruchsbescheid vom 25. MÃ¤rz 1999
erhobenen Klage machte die KlÃ¤gerin geltend, sie sei dem Personenkreis der
QuerschnittsgelÃ¤hmten gleichzustellen. Seit ihrer Erblindung verlasse sie die
Wohnung nicht mehr, was zu ihrer Isolierung im gesellschaftlichen Leben gefÃ¼hrt
habe. Sie sei, um zu ihrem Arzt zu gelangen, auf die Benutzung eines Taxis
angewiesen. Aufgrund der SpÃ¤terblindung im fortgeschrittenen Alter habe sie
bisher nicht das Vertrauen in ihre Umwelt entwickeln und z.B. das Gehen mit einem
weiÃ�en Langstock erlernen kÃ¶nnen. Das versorgungsÃ¤rztliche Gutachten vom
25. Februar 1999 stelle offenbar allein auf orthopÃ¤dische Behinderungen ab, ohne
sich damit auseinanderzusetzen, dass sie aufgrund ihrer Blindheit zumindest
auÃ�erhalb ihrer Wohnung praktisch bewegungsunfÃ¤hig sei.

Durch Gerichtsbescheid vom 1. Dezember 1999 hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen Folgendes ausgefÃ¼hrt: Die
KlÃ¤gerin habe gegen den Beklagten keinen Anspruch auf Zuerkennung der
Merkzeichen â��aGâ�� und â��Tâ��. Das gesundheitliche Merkmal â��aGâ�� sei
nur zuzuerkennen, wenn wegen auÃ�ergewÃ¶hnlicher Gehbehinderung beim Gehen
die Fortbewegung auf das Schwerste eingeschrÃ¤nkt sei. Dies sei nach den
Gutachten des Dr. A und der Ã�rztin M nicht der Fall. Aus ihnen ergebe sich, dass
die KlÃ¤gerin nicht dem Personenkreis der QuerschnittsgelÃ¤hmten oder
Doppeloberschenkelamputierten gleichzustellen sei.

Gegen den am 13. Januar 2000 zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am
10. Februar 2000 Berufung eingelegt. Sie weist darauf hin, dass sie als
SpÃ¤terblindete vÃ¶llig hilflos und somit stÃ¤ndig auf eine Begleitung angewiesen
sei, so dass die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Merkzeichen â��aGâ��
und â��Tâ�� vorlÃ¤gen.

Sie beantragt,
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den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 1. Dezember 1999 aufzuheben
und den Beklagten unter Ã�nderung des Bescheides vom 30. November 1998 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. MÃ¤rz 1999 zu verurteilen, ihr die
Merkzeichen â��aGâ�� und â��Tâ�� zuzuerkennen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Allein wegen ihrer Blindheit kÃ¶nne die KlÃ¤gerin den Nachteilsausgleich â��aGâ��
nicht beanspruchen. Eine â��auÃ�ergewÃ¶hnlich schwere GangstÃ¶rungâ�� liege
bei ihr nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen nicht vor. Da die
KlÃ¤gerin mit Hilfe einer Begleitperson Ã¶ffentliche Verkehrsmittel benutzen
kÃ¶nne, kÃ¶nne ihr auch die Telebus-Berechtigung nicht zuerkannt werden.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat der Senat
den Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. H mit der Erstattung eines medizinischen
Gutachtens beauftragt. Der SachverstÃ¤ndige hat in dem Gutachten vom 5. Februar
2001 die Frage, ob sich die KlÃ¤gerin wegen der Schwere ihres Leidens dauernd nur
mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er Anstrengung auÃ�erhalb eines
Kraftfahrzeuges bewegen kÃ¶nne, aus â��orthopÃ¤discher Sichtâ�� verneint und
erklÃ¤rt, wegen des Augenleidens kÃ¶nnte diese EinschÃ¤tzung durchaus gegeben
sein. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne unter Inanspruchnahme einer Begleitperson am
Ã¶ffentlichen Personenverkehr teilnehmen.

Unter Bezugnahme auf das von ihr im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 31.
Mai 2001 vorgelegte Attest der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie DW vom 30.
Mai 2001, auf dessen Einzelheiten Bezug genommen wird, beantragt die KlÃ¤gerin
noch die Einholung eines neurologisch-psychiatrischen Gutachtens.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen wird auf den Akteninhalt
verwiesen. Die Schwerbehindertenakte des Beklagten lag dem Senat vor und war
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgemÃ¤Ã� eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig, jedoch
nicht begrÃ¼ndet. Der Beklagte hat, wie das Sozialgericht zutreffend entschieden
hat, die Feststellung des Merkzeichens â��aGâ�� und den Antrag der KlÃ¤gerin auf
Anerkennung der Telebus-Berechtigung zu Recht abgelehnt.

I.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens â��aGâ�� liegen bei
der KlÃ¤gerin nicht vor.

Nach der aufgrund des Â§ 6 StraÃ�enverkehrsgesetz (StVG) vom Bundesminister
fÃ¼r Verkehr erlassenen allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur
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StraÃ�enverkehrsordnung (StVO) ist der begÃ¼nstigte Personenkreis dahin
beschrieben worden, dass als Schwerbehinderte mit auÃ�ergewÃ¶hnlicher
Gehbehinderung solche Personen anzusehen sind, die sich wegen der Schwere ihres
Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er Anstrengung
auÃ�erhalb ihres Kraftfahrzeuges bewegen kÃ¶nnen; hierzu zÃ¤hlen:
QuerschnittsgelÃ¤hmte, Doppelunter- oder -oberschenkelamputierte,
HÃ¼ftexartikulierte, einseitig Oberschenkelamputierte, die dauernd ein Kunstbein
nicht tragen kÃ¶nnen oder nur eine Beckenkorbprothese oder zugleich
unterschenkel- oder armamputiert sind sowie andere Schwerbehinderte, die dem
vorstehend bezeichneten Personenkreis nach medizinischer Erkenntnis
gleichzustellen sind.

Die KlÃ¤gerin gehÃ¶rt weder zu den in der Verwaltungsvorschrift im Einzelnen
bezeichneten Schwerbehinderten noch kann sie dem begÃ¼nstigten Personenkreis
gleichgestellt werden.

Nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG), der sich der
erkennende Senat nach eigener PrÃ¼fung anschlieÃ�t, liegt eine
auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung vor, wenn die MÃ¶glichkeit der
Fortbewegung in einem hohen MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt ist. Die FÃ¤higkeit zu gehen
muss unter ebenso groÃ�er Anstrengung oder ebenso nur noch mit fremder Hilfe
mÃ¶glich sein, wie bei dem beispielhaft aufgefÃ¼hrten Personenkreis. Bei den dort
bezeichneten Behinderten liegen vornehmlich SchÃ¤digungen der unteren
ExtremitÃ¤ten in einem erheblichen AusmaÃ� vor, die bewirken, dass Beine und
FÃ¼Ã�e die ihnen zukommende Funktion der Fortbewegung nicht oder nur unter
besonderen Erschwernissen erfÃ¼llen. FÃ¼r eine Gleichstellung mit dem in der
genannten Verwaltungsvorschrift im Einzelnen beschriebenen Personenkreis kommt
es deshalb nicht entscheidend auf die vergleichbare allgemeine Schwere der Leiden
an, sondern allein darauf, dass die Auswirkungen funktionell gleichzuerachten sind.
Der Leidenszustand muss also ebenfalls wegen einer auÃ�ergewÃ¶hnlichen
Behinderung beim Gehen die Fortbewegung auf das Schwerste einschrÃ¤nken (vgl.
BSG SozR 3870 Â§ 3 Nrn. 11,18, 28); in dem letztgenannten Urteil hat das BSG
herausgestellt, dass eine erweiternde Auslegung der maÃ�gebenden
straÃ�enverkehrsrechtlichen Vorschriften nach dem Zweck des
Schwerbehindertenrechts grundsÃ¤tzlich nicht zulÃ¤ssig ist.

Bei der KlÃ¤gerin sind, wie die im Verwaltungsverfahren erstatteten Gutachten
zeigen, deren Richtigkeit durch das auf ihren Antrag erstellte Gutachten des
OrthopÃ¤den Dr. H vom 5. Februar 2001 bestÃ¤tigt wurde, diese Voraussetzungen
nicht erfÃ¼llt. Bei ihr liegen im orthopÃ¤dischen Bereich ein Wirbelgleiten und
Bandscheibenvorfall L5/S1 sowie eine Fehlhaltung und VerschleiÃ�erscheinungen
der WirbelsÃ¤ule vor, fÃ¼r die nach dem Gutachten der Ã�rztin M nach wie vor ein
GdB von 40 angemessen erscheint. FÃ¼r sich allein wÃ¼rde diese Behinderung
noch nicht einmal fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens â��Gâ�� ausreichen,
weil hierfÃ¼r nach Nr. 30 Abs. 3 der Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz (AHP) 1996 erforderlich ist, dass auf die GehfÃ¤higkeit
sich auswirkende FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der
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LendenwirbelsÃ¤ule bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB von mindestens 50
bedingen. Bei der KlÃ¤gerin liegen, wie die klinische und rÃ¶ntgenologische
Untersuchung Dr. Hoffmanns ergeben hat, keine FunktionsstÃ¶rungen im Bereich
der unteren ExtremitÃ¤ten vor. Die seit vielen Jahren bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen im Bereich der LendenwirbelsÃ¤ule wirken sich zwar auf
das GehvermÃ¶gen aus, beeintrÃ¤chtigen es jedoch nicht in gleicher oder
Ã¤hnlicher Weise wie beispielsweise bei einem QuerschnittsgelÃ¤hmten oder
Doppelunter- oder -oberschenkelamputierten. Dass die FÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin
sich fortzubewegen durch ihre Blindheit beeintrÃ¤chtigt ist und dass sich diese
Behinderung zusÃ¤tzlich dadurch verstÃ¤rkt auswirkt, dass sie wegen ihrer
SpÃ¤terblindung den Umgang mit dem Blindenstock nicht beherrscht, kann bei der
PrÃ¼fung der Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Nachteilsausgleichs
â��aGâ�� nicht berÃ¼cksichtigt werden.

Dem Antrag der KlÃ¤gerin, ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten einzuholen,
war nicht zu entsprechen. Dass die KlÃ¤gerin, wie in dem von ihr vorgelegten Attest
der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie W vom 30. Mai 2001 bescheinigt wird,
unter chronischen Depressionen leide, ist fÃ¼r die Frage, ob sie auÃ�ergewÃ¶hnlich
gehbehindert ist, nach den oben dargelegten GrundsÃ¤tzen unerheblich. Soweit die
Ã�rztin das Gangbild der KlÃ¤gerin als wackelig, unsicher und schleppend
beschrieben hat, ist durch das aktuelle Gutachten des OrthopÃ¤den Dr. H vom 5.
Februar 2001 geklÃ¤rt, dass dies jedenfalls nicht auf FunktionsstÃ¶rungen der
unteren ExtremitÃ¤ten beruht. Weder das Attest des Dr. M vom 18. Dezember 1998
noch die Bescheinigung der Frau W vom 30. Mai 2001 enthalten eine
nachvollziehbare BegrÃ¼ndung dafÃ¼r, dass eine Indikation fÃ¼r die Erteilung des
Merkzeichens â��aGâ�� bestehe. Der Senat hÃ¤lt vielmehr die medizinischen
Gutachten fÃ¼r Ã¼berzeugend und folgt ihnen.

Dass die KlÃ¤gerin â��vÃ¶llig hilflosâ�� ist und stÃ¤ndig auf eine Begleitung
angewiesen ist, rechtfertigt nicht die Zuerkennung des Merkzeichens â��aGâ��.
Diese Nachteile werden durch die der KlÃ¤gerin gewÃ¤hrten
VergÃ¼nstigungsmerkmale â��Bâ�� (Notwendigkeit stÃ¤ndiger Begleitung) sowie
â��Hâ�� (Hilflosigkeit) ausgeglichen.

II.

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt die Voraussetzungen fÃ¼r die Telebus-Berechtigung nicht.

Die Berechtigungskriterien fÃ¼r den Telebus-Fahrdienst wurden durch die
GeschÃ¤ftsanweisung Nr. 8/1987 vom 14. Januar 1987 des Landesamts fÃ¼r
Zentrale Soziale Aufgaben neu festgelegt. WÃ¤hrend zuvor diejenigen
Schwerbehinderten berechtigt waren, denen das Merkzeichen â��aGâ�� erteilt
worden war, sah die genannte GeschÃ¤ftsanweisung vor, dass die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Telebus-Berechtigung von Personen erfÃ¼llt werden, die
im Besitz eines Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen â��aGâ�� sind
und auch unter Inanspruchnahme einer Begleitperson nicht am Ã¶ffentlichen
Personenverkehr teilnehmen kÃ¶nnen. Die Kriterien fÃ¼r die Telebus-Berechtigung
wurden durch die GeschÃ¤ftsanweisungen des Landesamtes fÃ¼r Zentrale Soziale
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Aufgaben vom 14. August 1990 Nr. 36/1990, vom 12. MÃ¤rz 1991 Nr. 15/1991 und
vom 6. April 1993 Nr. 21/1993 erneut geÃ¤ndert. An der fÃ¼r die KlÃ¤gerin
maÃ�gebenden Regelung, dass Personen, die im Besitz eines
Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen â��aGâ�� sind, nur dann die
Telebus-Berechtigung erhalten, wenn sie auch unter Inanspruchnahme einer
Begleitperson nicht am Ã¶ffentlichen Personenverkehr teilnehmen kÃ¶nnen, hat
sich jedoch nichts geÃ¤ndert. Gegen die RechtmÃ¤Ã�igkeit der in den
GeschÃ¤ftsanweisungen das Landesamtes fÃ¼r Zentrale Soziale Aufgaben
niedergelegten Berechtigungskriterien fÃ¼r die Teilnahme am Telebussystem
bestehen, wie das Landessozialgericht (LSG) Berlin in dem Urteil vom 10. Dezember
1991 (L 13 Vs 76/88) dargelegt hat, keine durchgreifenden Bedenken. Eine
Verpflichtung des Landesamtes fÃ¼r Gesundheit und Soziales, den Personenkreis
der Blinden oder der SpÃ¤terblindeten in das Telebussystem einzubeziehen, besteht
nicht. Hierbei ist zu berÃ¼cksichtigen, dass eine Ausweitung der Telebus-
Berechtigung auf Personen, die wegen Blindheit in ihrer GehfÃ¤higkeit
beeintrÃ¤chtigt sind, sich aber noch mit Hilfe einer Begleitperson fortbewegen und
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel benutzen kÃ¶nnen, die FunktionsfÃ¤higkeit des
Telebussystems gefÃ¤hrden wÃ¼rde. Um das Leistungs- und Serviceangebot des
Fahrdienstes zu erhalten, ohne die Haushaltsmittel Ã¼berproportional zu erhÃ¶hen,
ist es gerechtfertigt, den Zugang zum Telebussystem auf diejenigen
schwerstbehinderten Personen zu beschrÃ¤nken, die unter keinen UmstÃ¤nden,
also auch nicht mit Hilfe einer Begleitperson, im Stande sind, Ã¶ffentliche
Verkehrsmittel zu benutzen (vgl. das Urteil des LSG Berlin vom 13. September 1994
â�� L 13 Vs 15/94 -).

Da der KlÃ¤gerin weder das Merkzeichen â��aGâ�� zusteht und sie, wie aufgrund
der im Verwaltungsverfahren erstatteten medizinischen Gutachten des Dr. A vom 7.
November 1998 und der Ã�rztin M vom 25. Februar 1999, deren EinschÃ¤tzungen
von dem SachverstÃ¤ndigen Dr. H im Gutachten vom 5. Februar 2001 bestÃ¤tigt
wurden, zur Ã�berzeugung des Senats feststeht, mit Hilfe einer Begleitperson
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel benutzen kann, hat sie nach den fÃ¼r das Gericht
verbindlichen Berechtigungskriterien keinen Anspruch auf Feststellung des
Merkzeichens â��Tâ��.

Die Berufung der KlÃ¤gerin konnte daher auch insoweit, als sie die Anerkennung
der Telebus-Berechtigung begehrt, keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 08.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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